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Was heißt vorausschauende Industriepolitik?
Herbert Ehrenberg, Bonn

Zur Weiterentwicklung und Ergänzung der Globalsteuerung in sektoraler und regionaler Hinsicht hat 
die SPD im Orientierungsrahmen ’85 ein Konzept einer „zukunftsgerichteten Wirtschaftspolitik“  ent
wickelt und auf ihrer wirtschaftspolitischen Fachkonferenz „Modernisierung der Wirtschaft —  Sichere 
Arbeitsplätze“ Ende Juni in Bremen einer breiten Öffentlichkeit vorgestellt. Herbert Ehrenberg, wirt
schaftspolitischer Sprecher der SPD, erläutert Notwendigkeit und Inhalt einer vorausschauenden Indu
striepolitik.

STRUKTURPOLITIK

Die Entwicklung wirtschaftspolitischer Grund
begriffe Ist selten allein Ergebnis theoreti

scher Überlegungen und abstrakter Deduktionen 
aus dem wirtschaftspolitischen Modellbaukasten. 
Ordnungspolitische Vorstellungen sind immer 
auch Antworten auf gesellschaftliche und wirt
schaftliche Entwicklungen der Vergangenheit und 
der Erwartungen an die Zukunft. Politisches Kal
kül ist insoweit gleichzeitig „gesellschaftliche In
novation“ für die Zukunft und Anpassung an das 
Machbare. Dabei gilt die Vermutung, daß Flexibi
lität und vorausschauendes Handeln auch im Be
reich der Wirtschaftspolitik erfolgversprechender 
sind als allzu starres Festhalten an überkomme
nen ordnungspolitischen Chiffren und Schlag
worten,

Die durch das Grundgesetz umrissene Wirtschafts
ordnung der Bundesrepublik Deutschland kommt 
dieser Auffassung durchaus entgegen: sie ist weit
gehend nicht definiert. In geradezu angelsächsi
schem Pragmatismus haben die Väter des Grund
gesetzes eine bestimmte Wirtschaftsordnung ver
fassungsrechtlich nicht vorgeschrieben. Vorgege
ben ist der Verfassungsauftrag zum demokrati
schen und sozialen Rechtsstaat: ein Datenkranz, 
der dem Wettbewerb wirtschaftspolitischer Ideen 
um die Verbesserung der Grundvoraussetzung 
zur Erfüllung dieses Auftrages einen verbind
lichen, aber weiten Rahmen setzt.

Dieser Rahmen ist mit der Zielrichtung „Sozial
bindung“ seit 1969 zunehmend enger gezogen 
worden. Die weltwirtschaftliche Zäsur von 1973 
brachte neue Anforderungen, denen die Wirt
schaftspolitik gerecht werden muß. Die Auswir
kungen der Ölpreisexplosion, der Zusammen
bruch des Weltwährungssystems (der gleichzeitig

Dr. Herbert Ehrenberg, 49, Dipl.-Volkswirt, 
ist Mitglied des Deutschen Bundestages und 
Stellvertretender Vorsitzender der Sozial
demokratischen Bundestagsfraktion in Bonn.

die Unterbewertung der D-Mark beendete) und 
die weltweite Diskussion über Verfügung und 
Preisbildung von Rohstoffen (gleichsam die Dro
hung eines weltweiten Verteilungskampfes mit 
neuen Waffen) haben das wirtschaftspolitische 
Denken in eine zugleich faszinierende und er
schreckende Unsicherheit gestürzt. Wir können 
aber im Sommer 1976 feststellen, daß unsere 
sozialgebundene Marktwirtschaft mit ihrem Arse
nal an wirtschafts- und finanzpolitischen Instru
menten bei der Überwindung der Weltwirtschafts
rezession in der Bundesrepublik ihre Anpassungs
und Leistungsfähigkeit unter Beweis gestellt hat. 
Es geht jetzt darum, das Instrumentarium für die 
neuen Anforderungen zu ergänzen und zu ver
bessern.

Die Sozialdemokratische Partei hat im Orientie
rungsrahmen ’85 versucht, das Konzept einer zu
kunftsgerichteten Wirtschaftspolitik darzustellen; 
und wenn hier in verkürzender Sprache von „vor
ausschauender Industrlepolitik“ die Rede ist, so 
ist damit der Kern der wirtschaftspolitischen Über
legungen angesprochen. Ausgangsthese ist die 
Feststellung: „Weder die Lenkungsmögllchkeiten 
in den überwiegend marktwirtschaftlichen Volks
wirtschaften noch die zentralisierte Planung rei
chen bisher aus, Größen und Strukturen innerhalb 
der Gesamtwirtschaft so zu beeinflussen, daß ge
sellschaftlich erwünschte Ergebnisse bei vertret
baren gesellschaftlichen Kosten erreicht werden. 
Konjunkturschwankungen sowie regionale und  ̂
sektorale Strukturprobleme machen dies immer 
erneut deutlich.“

Gemischte Wirtschaftsordnung

Der gegenwärtige Zustand der Weltwirtschaft in 
West und Ost bestätigt diese Analyse ebenso wie 
die Notwendigkeit, das wirtschaftspolitische In
strumentarium für eine „gemischte Wirtschafts
ordnung“ zu komplettieren. Das gilt Insbesondere 
hinsichtlich der internationalen Zusammenhänge 
und struktureller Weltmarktveränderungen. Ein
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hochentwickelter Industriestaat kann nur eine ge
schlossene wirtschaftspolitische Konzeption rea
lisieren, die sich dieser Weltmarktverflechtungen 
bewußt ist, d. h. bewußt ist der Relativität und 
Begrenztheit ihrer Instrumente angesichts der 
Abhängigkeiten, der weltwirtschaftlichen Rück- 
und Wechselwirkungen.

Vor diesem weltwirtschaftlichen Hintergrund ist 
die wirtschaftspolitische Konzeption der Kapitel 
„Wachstum und Reformen“ und „Markt und Len
kung“ zu sehen. Bel aller Skepsis gegenüber 
einer einseitigen Ausrichtung der Wirtschaftspoli
tik an einem undifferenzierten Wachstum geht 
der Orientierungsrahmen ’85 davon aus, daß nicht 
Verzicht auf Wachstum, sondern vielmehr die Be
einflussung der Qualität des Wachstumsprozesses 
und der Struktur des Wirtschaftsergebnisses im 
Sinne einer wohlverstandenen Weiterentwicklung 
des wirtschaftspolitischen Instrumentariums liege. 
Auf die binnenwirtschaftlichen Bedingungen be
zogen bedeutet das global, daß der Entwicklung 
der gewerblichen Investitionen und der öffentli
chen Infrastrukturausstattung gleichermaßen ent
scheidende Bedeutung für die künftigen Wachs
tumsraten zugemessen wird.

Gezielte Innovationsförderungspolitik

Was in differenzierter Sicht die Entwicklung des 
privaten Produktionspotentials angeht, so ergibt 
sich aus der Analyse der Produktionsstrukturen 
nach der Ablösung des Bretton-Woods-Währungs- 
systems, daß verschiedene Sektoren der deut
schen Volkswirtschaft vor der Notwendigkeit des 
Übergangs zu technologisch anspruchsvolleren 
Produktionsverfahren stehen. Gezielte Innova- 
tions- und Forschungsförderungspolitik wird da
mit zu einer der wichtigsten Aufgaben voraus
schauender Industriepolitik.

Eine derartige Politik zielt ab auf die Umstruk
turierung von teilweise noch vorhandenen an
spruchslosen Produktionsverfahren auf solche 
höherer Qualität. Der Übergang zu technologisch 
höherwertiger Fertigung —  bei gleichzeitigem Ver
zicht auf die Herstellung relativ einfacher Serien
produkte —  entspricht dem Interesse einer so 
hochentwickelten Volkswirtschaft wie der deut
schen, entspricht aber auch dem weniger ent
wickelter Volkswirtschaften.

Für eine derartige Industriepolitik gilt dabei hier 
wie anderswo, daß in der Bundesrepublik „eine 
gemischte Wirtschaftsordnung“ besteht, „in der so
wohl autonome Marktmechanismen als auch staat
liche Planung und Lenkung ihren Platz haben. Die 
einzelwirtschaftliche Verfügung über die Produk
tionsmittel und die Marktkonkurrenz sind weit
gehend unentbehrlich“ . (Orientierungsrahmen ’85, 
Kapitel „Markt und Lenkung“ .)

Im Zusammenhang mit staatlicher Innovationsför
derung liegt natürlich die Versuchung nahe, von 
der Wissenschaft detaillierte Prognosen darüber 
zu erwarten, wohin die künftige technologische 
Entwicklung gehen wird. Bei aller Notwendigkeit 
der Verbesserung der Information und des Er
kenntnisstandes über Richtung und Chancen zu
künftiger Forschungsschwerpunkte —  für die kon
kreten Investitionsentscheidungen darf dieser Ver
suchung nicht nachgegeben werden. Bisher hat 
sich immer, noch der Markt als fähiger erwiesen, 
die notwendigen Anpassungen zu signalisieren 
bzw. wenigstens schnell genug Revisionen fal
scher Entscheidungen zu erzwingen, als es bei 
marktfernen Vorausschätzungen anderer Institu
tionen der Fall war. Verantwortungsbewußte In
dustriepolitik wird sich also davor hüten, den in
vestierenden Unternehmen die Verantwortung ab
zunehmen. Dringend notwendig ist allerdings, die 
politisch-ökonomischen Daten (die selbstverständ
lich auch Orientierungsrichtpunkte für die gewerb
lichen Investitionen sind) richtig zu setzen.

Dieses Spannungsverhältnis zwischen „Markt und 
Lenkung“ wird im Orientierungsrahmen mit den 
Worten beschrieben: „Bei der häufig verwandten 
Unterscheidung zwischen indirekter und direkter 
Investitionslenkung handelt es sich um eine 
Scheinalternative. In Wahrheit geht es um eine 
abgestufte Skala von Instrumenten, deren dosier
ter Einsatz zeitlich, sachlich und in der Eingriffs
tiefe in jedem Einzelfall sorgfältig geprüft werden 
muß. Im Rahmen einer so vorhandenen zielorien
tierten Wirtschaftspolitik werden den einzelwirt
schaftlichen Entscheidungen Daten gesetzt durch 
Steuern, Anreize, Bereitstellung oder Verweige
rung öffentlicher Leistungen, wobei diese Daten
setzung den einzelwirtschaftlichen Entscheidungs
spielraum unter Umständen erheblich einengen 
kann (...). Die letztverantwortliche Investitions
entscheidung innerhalb des gesetzten Rahmens 
verbleibt aber beim Unternehmen.“

Regionale Strukturpolitik

Vorausschauende Industriepolitik verlangt neben 
der oben geschilderten Forschungs- und Innova
tionsförderung die konsequente Fortführung der 
regionalen Strukturpolitik. Ein Vergleich der wirt
schaftlich schwächeren Regionen untereinander 
zeigt, daß die Erfolge dort am größten waren, wo 
das Schwerpunktkonzept der regionalen Aktions
programme besonders konsequent durchgeführt 
wurde. Daß die Lebensverhältnisse in den ver
schiedenen Wirtschaftsräumen der Bundesrepu
blik Deutschland durch die seit Ende der 60er 
Jahre verwirklichte Regionalpolitik einander an
geglichen werden konnten, ist schon an den Da
ten des Arbeitsmarktes ablesbar: so ist der Unter
schied in den Arbeitslosenquoten zwischen struk
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turschwachen und -starken Arbeitsamtsbezirken 
1975/76 wesentlich geringer als 1966/67. Lag z. B. 
noch 1966/67 die Arbeitslosenquote in Passau fast 
achtmal, in Emden viermal höher als der Bundes
durchschnitt, so sank der Abstand in der jüngsten 
Rezession in Passau auf das Dreieinhalbfache, 
in Emden auf das Doppelte des Bundesdurch
schnitts.

Daher ist es nicht verwunderlich, wenn das Insti
tut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit in einer umfassenden 
Untersuchung zu dem Ergebnis kommt: „Das Aus
maß struktureller Arbeitslosigkeit in der Bundes
republik Deutschland ist gegenwärtig niedriger 
zu veranschlagen, als es z. B. in der vorangegan
genen Rezession um 1967 der Fall war. Gemessen 
an der Verteilung auf Regionen und Berufe ist die 
Arbeitslosigkeit gegenwärtig entschieden ausge
wogener als z. B. 1967, die Chancen für eine 
Rückkehr zur Vollbeschäftigung bei hinreichender 
Nachfrage sind also eher größer als damals

Aufgabe einer vorausschauenden Industriepolitik 
muß es sein, diesen positiven Trend zu verstär
ken. Hierzu gehört insbesondere die Verwirk
lichung der in den regionalen Aktionsprogrammen 
bisher meist nur angestrebten Abstimmung von 
Struktur-, Bildungs-, Verkehrs- und Sozialpolitik. 
Auch das Anreizsystem für Industrieansiedlungen 
in ballungsfernen Gebieten muß durch eine ge
zielte Zurechnung der „social costs“ in Ballungs
gebieten ergänzt werden.

Internalisierung von FoEgekosten

Werden im Zuge des Ausbaus der Umweltschutz
gesetzgebung die sozialen Folgekosten zuneh
mend mehr den Unternehmen angelastet —  das 
in der Umweltschutzgesetzgebung verankerte 
Verursacherprinzip legitimiert dazu — , so entsteht 
ein neues Standortgefälle. Die mit zunehmender 
Entfernung von den Ballungsgebieten in der Re
gel proportional zunehmenden Verkehrskosten, 
die bisher zu den größten Nachteilen ballungs
ferner Regionen gehörten, können in Zukunft 
durch die Zurechnung der Ballungskosten kom
pensiert, oft vielleicht sogar überkompensiert 
werden. Die um Ausgleich der Nachteile einzelner 
Gebiete bemühte regionale Strukturpolitik kann 
hierdurch eine erhebliche Verbesserung ihrer 
Möglichkeiten erhalten. Möglichkeiten, die dann 
nicht —  wie die gegenwärtigen Investitionshilfen 
—  von der Allgemeinheit über öffentliche Kassen 
aufgebracht werden müssen, sondern durch einen 
Beitrag jener, die seit Jahrzehnten Standortvor
teile in Anspruch nehmen, ohne für die Folge
kosten aufzukommen.

!) Autorengem einschaft: Zum Problem  der „struktu re llen  A rbeits
los igke it, in : M itte ilungen zur A rbeitsm arkt- und Berufsforschung, 
Heft 1/1976, S. 72.

Unabdingbare Voraussetzung jeder erfolgreichen 
Industriepolitik ist ein planvoller und kontinuier
licher Ausbau der öffentlichen Infrastruktur. Je 
höher der Technisierungsgrad einer Volkswirt
schaft, desto notwendiger ist für die Funktions
fähigkeit der Wirtschaft die Zurverfügungstellung 
öffentlicher Leistungen. Moderne Kommunika
tionsmittel, ein funktionierendes Verkehrsnetz, 
vor allem aber ein die Anforderungen von morgen 
antizipierendes Bildungssystem (im weitesten 
Sinne) sind unverzichtbare Bedingungen der an
gestrebten Entwicklung.

Ausbau der Infrastruktur

Dabei wird deutlich, daß die These von der an
geblich zu hohen Staatsquote bestenfalls ein Irr
tum über notwendige Finanzierungsvoraussetzun
gen war (sieht man einmal ganz ab von Aspekten 
der Verteilungsgerechtigkeit). Es hat sich im Ge
genteil erwiesen, daß

□  der gegenwärtige Staatsanteil am Bruttosozial
produkt notwendig war, um die Rezession zu 
überwinden,

Q  die Staatsquote keine „öffentliche Verschwen
dung“ ist, sondern unabdingbare Voraussetzung 
für jene öffentliche Leistung, ohne die ein moder
nes Gemeinwesen und eine moderne Volkswirt
schaft nicht existieren können.

Im Orientierungsrahmen ’85 heißt es zu diesem 
Komplex: „Die Zusammenfassung aller Anstren
gungen zum Ausbau der Infrastruktur in einem 
langfristigen Infrastrukturkonzept, das die einzel
nen Sektoren der Infrastruktur miteinander ver
zahnt und Rück- und Wechselwirkungen auf
zeigt, ist eine vordringliche Aufgabe der Wirt
schaftspolitik. Von einem solchen —  zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden abgestimmten — 
Infrastrukturkonzept würden zahlreiche Orientie
rungshilfen für die einzelwirtschaftlichen Investi
tionsentscheidungen ausgehen. Ein so erarbeite
tes langfristiges Infrastrukturkonzept wäre das 
Kernstück einer mittelfristigen gesamtwirtschaft
lichen Projektion, deren Globalgrößen für die 
öffentlichen Hände verbindlich, für die gewerb
lichen Investitionsentscheidungen aber orientie
rende Richtgrößen wären ..

Vorausschauende Industriepolitik wird somit zu 
einer unabdingbaren Voraussetzung und gleich
zeitig zentralen Aufgabe neuer Wirtschaftspolitik. 
Sie ermöglicht die Weiterentwicklung und gleich
berechtigte Ergänzung der Globalsteuerung im 
Hinblick auf eine sektorale und regionale Fein
steuerung, sie hilft durch konsequente Datenset
zung, Ausmaß und Richtung der öffentlichen In
vestitionen zu bestimmen, und damit letztlich 
Richtung und Qualität der Industrieproduktion.
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